Wem soll der Wald gehören?
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Die NRW-Regierung hat beschlossen, in der Eifel 2600 Hektar Staatswald an eine private Stiftung zu verkaufen. Wandervereine, Gemeinden und Naturschützer kämpfen verzweifelt gegen die Entscheidung

Wald bleibt Wald - egal ob der Eigentümer der Staat oder ein Privatmann ist. So sieht es zumindest die Landesregierung, die rund 2600 Hektar Staatswald verkaufen will. Für die Flächen, die größtenteils in der Eifel liegen, will die Bofrost-Stiftung aus Geldern 25,5 Millionen Euro zahlen. Die Millionen sollen der Beitrag des Umweltministeriums sein, um die Löcher im Haushalt zu stopfen. Der entsprechende Nachtragshaushalt ist bereits verabschiedet, für das Ministerium ist "die Sache damit durch", wie Sprecher Wilhelm Deitermann sagt.

Doch für die Bürgermeister der betroffenen Gemeinden, für viele Umweltverbände und die Bevölkerung ist das Thema Staatswaldverkauf noch lange nicht erledigt. "Die ganze Region ist dagegen. Es gärt in der Eifel", sagt Josef Tumbrinck, Vorsitzender des Naturschutzbundes (Nabu) NRW, der morgen Umweltminister Eckhard Uhlenberg (CDU) einen dicken Stapel Unterschriften überreichen will. Die Opposition im Landtag spricht vom "Verkauf des Tafelsilbers", und auch in der CDU vor Ort rumort es kräftig - schließlich ist im August Kommunalwahl und der Waldverkauf nur schwer zu erklären. In der kommenden Woche befassen sich sowohl der Haushaltsausschuss als auch der Umweltausschuss mit dem umstrittenen Verkauf.

Seit Monaten protestieren sie nun schon: Der Nabu, der Bund Deutscher Forstleute, der Deutsche Städte- und Gemeindebund, der Bund für Umwelt und Naturschutz (BUND) und der Eifelverein. Die Bürgermeister der Kommunen Dahlem, Kall, Hellenthal, Nettersheim, Blankenheim, Mechernich, Schleiden und Münstereifel sind ebenfalls dagegen. Sie alle sorgen sich, dass der Naturschutz in den Wäldern zu kurz kommt, sollten diese den Eigentümer wechseln. "Ein Privatbesitzer verfolgt nun mal andere Interessen als der Staat", sagt Ute Kreienmeier, Referatsleiterin beim Deutschen Städte- und Gemeindebund.

Wie viele andere befürchtet auch Kreienmeier, dass die Eifelflächen von ihrem künftigen Eigentümer, der Bofrost-Stiftung, in erster Linie als Jagdgebiet genutzt werden könnten. Denn Josef Boquoi, der hinter der Stiftung steht, gilt als passionierter Jäger. "Wenn ein Jäger zum Schuss kommen will, braucht er Ruhe im Wald", sagt Kreienmeier. Deshalb seien Jogger und Radfahrer in solchen Wäldern unerwünscht - auch wenn formal das Betretungsrecht gilt, das seit den 70er-Jahren in NRW das freie Betreten der Wälder erlaubt. "Das läuft dann mit subtilen Methoden", sagt Kreienmeier, "mit umgestürzten Bäumen auf den Wegen oder aufgeschütteten Erdwällen."

Diese Methoden kennt auch Bernhard Wimmer. Er ist seit acht Jahren Hauptkulturwart beim Eifelverein und hat in dieser Zeit mit privaten Waldbesitzern seine Erfahrungen gemacht. "Die wollen vielfach keine Wanderwege durch ihren Wald haben", sagt Wimmer. Der Eifeler Quellenpfad musste umgeplant werden, weil sich ein Privatbesitzer sperrte.

Auch der sogenannte Römerkanal-Wanderweg, der von Köln nach Trier führt, verläuft an mehreren Stellen anders als ursprünglich geplant. Denn auch dort gab es Privatbesitzer, die keine Wanderer in ihren Wäldern haben wollten. Die Gegner des Verkaufs sehen für die Waldwege aber noch ein weiteres Problem: Viele von ihnen sind nicht ins Grundbuch eingetragenen. "Und all diese Wege kann ein neuer Eigentümer einfach wegbaggern", sagt Wilfried Pracht, Bürgermeister von Nettersheim.

Pracht ist sauer, immer noch. Obwohl die Abstimmung über den Nachtragshaushalt schon einige Wochen her ist und er sich damit abfinden muss, dass der Verkauf des Staatswaldes beschlossene Sache ist - eine von seinen eigenen Parteikollegen beschlossene Sache. Pracht muss nun erklären, warum seine eigene Partei, die CDU, den Wald verkauft, obwohl die Bevölkerung dagegen ist.

"Die Verantwortung für den Wald sollte in öffentlicher Hand bleiben. Es ist traurig, dass das Land diese Verantwortung nicht mehr wahrnehmen will", sagt Pracht. Wenige Monate vor der Kommunalwahl bringt der Staatswald-Verkauf die örtliche CDU in schwere Bedrängnis. Günter Rosenke ist seit 15 Jahren Landrat des Kreises Euskirchen, bislang stets für die CDU. Doch wegen des Streits um den Staatswald bewirbt sich Rosenke nun als unabhängiger Kandidat. Er hat die CDU verlassen, nachdem er nicht wieder nominiert wurde. Sein Gegenkandidat im August heißt Clemens Pick, der sowohl Parteivorsitzender in Euskirchen als auch Mitglied des Kreistages und des Landtages ist.

Pick spricht zwar selbst von seinem "begründeten Misstrauen" gegen den Verkauf des Waldes, stimmte aber im Landtag dafür - obwohl er einen Tag zuvor im Kreistag dagegen gestimmt hatte. Grundsätzlich sei er gegen den Verkauf, sagt er.

Grund für die Auseinandersetzung zwischen Pick und Rosenke war die Frage, ob nicht der Kreis Euskirchen die Flächen kaufen könnte, um den Wald in öffentlicher Hand zu behalten. Für Renaturierungs-Maßnahmen hat der Kreis knapp 130 Millionen Euro angelegt. Dieses Geld könne man doch für den Waldkauf verwenden, so der Vorschlag von Pick. Doch Rosenke weigerte sich: "Wer die Dose einmal aufgemacht hat, langt immer wieder hinein." Dennoch wird die Bofrost-Stiftung vermutlich nicht die gesamte Fläche kaufen können. Der Kreis Euskirchen hat ein Vorkaufsrecht, von dem er stellvertretend für die Gemeinden Gebrauch machen wird. Der Gemeinderat in Nettersheim hat bereits beschlossen, 100 Hektar zu kaufen, der Preis: 950 000 Euro. "Auch Blankenheim und Mechernich wollen eventuell von dem Vorkaufsrecht Gebrauch machen", sagt Rosenke.

Kommenden Mittwoch tagt der Umweltausschuss, einen Tag darauf der Haushaltsausschuss. Johannes Remmel erwartet beide Sitzungen mit Spannung. Der umweltpolitische Sprecher der Grünen im Landtag hat bei der Regierung angefragt, ob tatsächlich alle Angebote berücksichtigt worden seien, als man der Bofrost-Stiftung den Zuschlag gab. "Es gibt einen Herrn Rolff, der einen höheren Quadratmeterpreis zahlen will und der die Flächen in seine Naturschutzstiftung überführen will", sagt Remmel. Tatsächlich hat Viktor Rolff aus Gladbach einen Anwalt eingeschaltet und will zur Not auch vor Gericht ziehen, sollte sein Gebot nicht berücksichtigt werden.

Auch der Kaufvertrag wirft Fragen auf: Dort taucht eine Silva NRW GBR auf, die sich größtenteils aus der Bofrost-Stiftung zusammensetzt. Geboten hatte aber die Bofrost-Stiftung, nicht die Silva GBR. Weshalb der andere Käufer? Diese Frage ließ die Bofrost-Stiftung unbeantwortet. Auch bei der Frage nach der Nutzung blieb die Antwort schwammig: Man wolle "naturnahes, standortgerechtes, bodenschonendes, fachgerechtes und nachhaltiges Waldmanagement" betreiben, "gesetzliche Regelungen würden selbstverständlich akzeptiert". Ob die Stiftung interessiert bleibe, wenn der Kreis vom Vorkaufsrecht Gebrauch macht? Auch diese Frage bleibt offen.

In der CDU-Landtagsfraktion hat man nur wenig Verständnis für den Unmut in der Eifel. "Das ist eine völlig übergezogene Aufregung", sagt der stellvertretende Fraktionsvorsitzende Christian Weisbrich. Von einem weiteren Gebot wisse er nichts. "Wald ist Wald", sagt Weisbrich. Wenn das nur alle so sähen.

